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Badischer Landtag.
« us der ^öwerten ^ c^rnrneo.

82 . öffentliche Sitzung
am Montag , den 17 . März 1902 .

Am Regierungstisch : Präsident des Ministeriumsdes Innern , Geh . Rath Or. Schenkel, MinisterialdirektorGeh. Rath Heil, sowie die Ministerialräthe I)r . Glöckner ,Straub, Weingärtner und vr . , Nieser .

L

- Präsident Gönner eröffnet um 4 */i Uhr die Sitzung.
Nach Verlesung der Einläufe durch den Sekretär be¬

richtet Abg . Wacker über das Budget des Ministeriumsdes Innern , Ausgabetitel XII , Heil- und Pflegeanstalten ,8 . Außerordentlicher Etat , HZ 1 , 2 , Ausgabetitel XIII,Besserungs- und Erziehungsanstalten 8 . AußerordentlicherEtat , ZZ 1 bis 3 , und zwar zunächst über den Etatder Heil- und Pflegeanstalten. In Jllenau stehen um¬
fassende Neu- und Umbauten in Frage : Die bisherigeKüche und Waschküche sowie das Elektrizitätswerk sollen
verlegt und neugebaut werden . Tie Küchenräume genügennicht mehr den Anforderungen. Zur Verlegung des Elek¬
trizitätswerks zwingt die Belästigung durch Lärm und
Ruß. Die Kosten sind auf 390 000 M . veranschlagt .Die genannten Gebäude werden auf dem Ansialtsgelände
östlich vom Rollerbau erstellt werden . Bei der neuen
Dampfkefselanlage wird sich auch die Möglichkeit einer
bisher fehlenden Warmwasserversorgungder ganzen Anstalt

^bieten , die von den Aerzten bisher sehr vermißt wurde.Die Kommission hat die Frage geprüft, ob der Platz fürdie neue Küche ein angemessener ist außerhalb der An¬
stalt . Nach Mittheilung hat aber die Direktion keinerlei
Bedenken wegen der Entfernung der Küche von der An¬
stalt . Diese Entfernung sei nicht größer als in Emmen¬
dingen. Es sei wünschenswerth , daß die Küche in
die Nähe des neuen Maschinenhauses komme und des¬
wegen sei der Platz des Elektrizitätswerks geeignet .Es ist weiter eine Abänderung von bisherigen Bau¬
projekten in Aussicht genommen . Nach dem Budget für1900/01 war unter anderem die Summe von 253000 M .
für die Errichtung von Beobachtungsstationen in Aussicht
genommen . Gegen die damaligen Projekte haben sichaber aus baulichen und ärztlichen Gründen erhebliche
Bedenken geltend gemacht . Die bewilligten Mittel sind
nicht verwendet worden . Durch die jetzigen neuen Pro¬
jekte werden 140000 M . erspart, die nach dem Antrag- WZ? Direktion zu zwei Landhäusern für Rekonvaleszenten

verwendet werden sollen . Die Kommission ist mit der
geplanten anderweitigen Verwendung der bewilligtenMittel einverstanden und beantragt Zustimmung des
Hauses. — Die Umbauten werden 72 neue Krankenplätze
schaffen .

In der Heil- und Pflegeanstalt Emmendingen haben
sich die Krankenröume als unzureichend erwiesen , und eswar außerdem nothwendig , einen Theil der Räume zueiner Familienwohnung für eimn Anstaltsarzt zu ver¬wenden . Es soll nun ein dreistöckiaes Wohnhaus miteinem Gesammtaufwand von 89000 M . errichtet werden.Weiter soll ein Frauenflußbad erstellt , der Kuhstall wegendes gesteigerten Milchbedürfnisses erweitert werden .

Titel XII wird ohne Debatte genehmigt .
Zu Titel XIII bemerkt der Berichterstatter : Im poli¬

zeilichen Arbeitshaus sind einige bauliche Veränderungen
nothwendig mit einem Gesammtaufwand von 16 000 M .Die sog . Schloßmühle in Kislau , die unmittelbar an das
Arbeitshaus grenzt , ist dem Staat zum Kauf angebotenworden . Die Erwerbung dieses Gebäudes bietet Gelegen¬heit zu einer wünschenswerthen Arrondirung des Gebietsdes Arbeitshauses. Es kann sofort in Benützung genom¬men werden . — Für die jetzt staatlich gewordene Er¬
ziehungsanstalt in Flehingen ist ein neues Oekonomie -
gebäude und ein Dienstwohngebäude für den Anstaltsvor¬
steher vorgesehen. Das elftere soll auf einem von der
Gemeinde Flehingen erworbenen Gelände, das letztere auf
Anstaltsgebiet errichtet werden . Die Kommission bean¬
tragt Genehmigung der angeforderten Summen .

Titel XIII wird ohne Debatte angenommen.
Hierauf wird die allgemeine Debatte über das Budgetdes Ministeriums des Innern fortgesetzt.
Abg . Hug bringt zunächst zwei Spezialwünsche vor :Der Gemeinde Jmmensee, die einen Umlaqefuß von 75

Pfennig habe und auch sonst sich nicht in günstigen öko¬
nomischen Verhältnissen befinde , bittet er eine Unter¬
stützung gewähren zu wollen zur Herstellung einer
Wasserversorgung , wozu die Summe von 30000 M . er¬
forderlich sei , sofern die Analogie mit anderen Fällen dies
gestatte . Ebenso bittet er die Großh . Regierung , der
Gemeinde Immenstaad am Bodensee bei der Bemessungdes Staatsbeitrags zur Herstellung der Zufahrtstraße zum
Dampfschiffssteg Entgegenkommen zu zeigen.
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Uebergehend zu allgemeinen Erörterungen führt Redner

ungefähr aus : Bei der allgemeinen Finanzdebaite pflegen
wir den Staatshaushalt zu untersuchen nach Einnahmen
und Ausgaben . Da dürste es nicht unangebracht er¬

scheinen , bei der allgemeinen Debatte über das Ministe¬
rium des Innern die Finanzverhältnisse der Ge¬

meinden zu betrachten , ist es doch Ausgabe des Mini¬

steriums des Innern , für Ordnung im Gemeindehaushalt

zu sorgen . Obwohl nicht zu verkennen ist , daß der

Schwerpunkt für die Gestaltung des Gemeindehaushalts
im Gemeinderath und im Bürgerausschuß ruht , kann auch

der Staat einen wesentlichen Einfluß ausüben im Wege
der allgemeinen Revision oder separater Beaufsichtigung . —

Der Um läge fuß ist sehr verschieden in den einzelnen
Gemeinden unseres Landes . Wir haben 121 Gemeinden

ohne jede Umlage , 700 Gemeinden bezahlen bis zu 49 Pf .

Umlage und 1030 Gemeinden erreichen gar eine Höhe
des Umlagefußes von 50 Pf . und mehr bis zu 1 M . 70 Pf .

Wichtig neben dem Umlagefuß ist die Gesammtum -

lage im Lande . In den 60r Jahren betrug diese
3 Millionen , im Jahre 1900 ist sie auf 19 Millionen

gestiegen , ist also stärker als die Summe der jährlich

eingehenden direkten staatlichen Steuern . Diese betrugen
im Jahr 1900 nur 14 Millionen Mark . Woher rührt

nun dieses starke Anwachsen der Gesammtumlage ? Der

Grund ist wohl weniger im Anwachsen des Umlagefußes
als in der neuen Kapitalbildung zu suchen . Es ist dies

dieselbe Erfahrung , wie wir sie im Staatshaushalt zu

machen in der Lage sind , daß nämlich bei gleichbleiben¬
dem Abgabefuß das Gesammterträgniß der Abgaden von

Jahr zu Jahr wächst . — Daneben ist aber auch die

Gemeindeschuld in Betracht zu ziehen . Wir haben
im Lande insgesammt eine Gemeindefchuld von 121

Millionen Mark , deren größter Theil auf die Städte

entfällt . Ihr steht gegenüber ein reines Vermögen

unserer Gemeinden von 321 > Millionen Mark . Dabei

muß aber berücksichtigt werden , daß das Vermögen nach

sehr müßigem Anschlag geschätzt ist , dem Stcuer -

anschlag ; wollte man den Verkaufswerth zu Grunde legen ,
so würde sich das Vermögen auf das Drei - oder Vier¬

fache erhöhen . Bei der Gemeindeschuld ist zu unter¬

scheiden zwischen rentabler und nicht rentabler ; bezüglich
der letzteren Art wäre zu wünschen , daß der Tilgungs¬

plan kürzer bemessen würde .
Das sind die hauptsächlichsten Zahlen , die bei Be -

urtheilung der Genieindeverhältnisse in Betracht kommen ,
aber diese Verhältnisse selbst sind außerordentlich ver¬

schieden . So vorsichtig man also auch in den Schluß¬

folgerungen sein muß , kann man doch behaupten , daß

auch der durchschnittliche Umlagefuß aller Gemeinden

von Jahr zu Jahr um etwas steigt . Angesichts dieses

steigenden Umlagefußes und der hohen Gemeindeschuld

freue ich mich darüber , daß im vorliegenden Budget die

Staatsbeiträge für die Gemeinden eine Erhöhung er¬

fahren haben . Aber abgesehen vom Bedürfnis ist es

noch ein anderer Gesichtspunkt , der mir Freude bereitet .:

alle diese Beiträge für die Gemeinden werden geschöpft
aus der Staats - bezw . Steuerkafse , sie sind erhoben von

allen Steuerpflichtigen nach Maßgabe ihrer Leistungs¬

fähigkeit . Anders ist es bei der Genieindrbesteuerung .
Gemeinden sind wirthschastliche Verbände , der Nutzen

ihrer Verwaltung kommt in erster Reihe dem Grund

und Boden , den Häusern und dem Gewerbe zu gute . Da¬

her werden diese auch vorzugsweise herbeigezogen , und

nicht — wie die Gleichmäßigkeit der Belastung forderte —

das reine Einkommen . Wenn man nun sieht , wie die

Gemeinden Ausgaben machen , die — wie z . B . diejenige
für die Schule — dem Staatszwecke dienen , so muß man
anerkennen , daß es sich empfiehlt , mit Rücksicht auf das

staatliche Steuersystem einen Theil derselben auf den

Staatshaushalt zu übernehmen . Alle die für solche Zwecke

den Gemeinden überwiesenen Beiträge werden dann nach

einem viel gerechteren Maßstab auf die Steuerpflichtigen
vertheilt .

Dem Wunsche nach Errichtung bezw . Erweiterung der

Bezirkssparkassen stehe auch ich sympathisch gegeu -

über . Auch in Salem und Heiligenberg hat man weitere

zehn bis zwölf Gemeinden in den Sparkassenverband

ausgenommen . Die ihnen hierdurch gebotene Theilnahme

an den Sparkassenerträgnissen bedeutet für sie eine große

Wohlthat ; sie sind dadurch in die Lage versetzt , gemein¬

nützige Unternehmungen in ' s Werk zu setzen , ohne daß

eine weitere Heranziehung der Bürger zu Gemeinde¬

umlagen erforderlich wäre .
Bezüglich desZugangs zur Verwaltung slaufbahn

hat der Herr Minister erklärt , es sollen nicht bloß An¬

gehörige der einen oder anderen politischen Partei

Aufnahme finden . Der Herr Minister verhielt sich
in seiner Antwort nicht ablehnend , immerhin ist

aber die Zusage so beschaffen , daß sic selbst ihren Werth

einigermaßen abschwächt . Der Herr Minister hat
erklärt , der Verwaltungsbeamte dürfe nicht Agent
einer politischen Partei sein , und er müsse sich
dem einheitlichen Geist der Verwaltung eingliedern .

Er hat als positive Forderungen verlangt : der An¬

wärter für die Verwaltungslausbahn müsse staatstreu und

für einen maßvollen Fortschritt sein ; negativ verlangt
er , der Betreffende dürfe den Staat nicht als einen

„ Räuber am Kirchengut
"

ansehen und mit Bezug auf
die Politik der letzten Jahre nicht von einer „ liberalen

Mißwirthschaft
" reden . Die positiven Forderungen find

gerechtfertigt , doch die negativen scheinen mir sehr an¬

fechtbar zu sein . Bei deni „ Kirchenraub
"

handelt es sich

um die Säkularisationen , über die man recht verschiedener

Ansicht sein kann . Von dieser Ansicht aber einen Schluß auf
die Qualifikation als Derwaltungsbeamter zu ziehen , ist

verfehlt . Ebenso verhält es sich mit der „ liberalen Miß¬

wirtschaft
"

. Es ist doch manches Schlimme geschehen ,

insbesondere in den Jahren 1873/1874 , und auch hier¬
über kann man getheilter Meinung sein , ohne daß hieraus

sich ein Schluß auf die Qualifikation zum Verwaltungs -

beamtcn rechtfertigen ließe . Der Herr Minister würde

gut daran thun , diese negativen Forderungen zu kassiren ,
und es bei den positiven sein Bewenden haben zu lassen .
Mir scheint übrigens seine Aeußerung vom Donnerstag

entgegenkommender zu sein als die vom Dienstag , wenn

er sagte , den Verwaltungsbeamten stehe es , wenn sie nur

nicht vom Gesammtgeiste der Regierung abweichen , frei ,
in ihrer persönlichen Anschauung mehr nach rechts , nach
links oder nach der Mitte zu neigen . Damit ist ihnen
ein sehr freier Spielraum gegeben , sie müssen nur sep -

halten am einheitlichen Geist der Verwaltung . Dieser

„ einheitliche Geist
" wird wohl auch die Wertschätzung der

Religion in sich schließen , es scheint mir also auch ein

kirchentreuer Katholik von der Verwaltungslaufbahn nicht

ausgeschlossen zu sein . Es ist mir seitens eines jungen
Juristen dis Anfrage zugegangen , ob ein Mann , der

seinen kirchlichen Verpflichtungen Nachkomme , der insbe¬

sondere auch am schönsten Fest der katholischen Kirche ,
am Fronleichnamsfeste , öffentlich seinen Glauben bekenne ,
Verwaltungsbeamter werden könne . Diese Frage gebe ich

hiermit an die Großh . Regierung weiter .

Auch wir wollen über das neue Ministerium kein ab¬

geschlossenes Urtheil fällen , auch wir wollen erst die Lhat -

sachen abwarten .
Des Weiteren begrüßt es Redner , daß Staatsbeiträge

an arme Gemeinden in ' s Budget ausgenommen wurden zur
Bestreitung der Reisekosten für Aerzte .

r rrrrei vr «nri srm » .



Die Frage .der Einquartirung führt Redner fort,
hat dieses Hoha.Haus schon oft beschäftigt . In früheren
Jahren fanden wir im Budget einen Staalsbeitrag zur
Unterstützung der Gemeinden in Höhe von zuerst 120000,
später 100 000 M . In den Jahren 1895/96 wurde
seitens des Reiches ein einheitlicher Verpflegungssatz ein¬
geführt. Infolgedessen wurde der Staatsbeitrag im Bud¬
get fistirt. Es hat sich aber gezeigt , daß der Verpflegungs¬
satz zu niedrig bemessen ist , Klagen wie die neulich hier
erhobenen hat man auch im Reichstag schon mehrfach
gehört. Allein die Militärverwaltung verhielt sich einer
Erhöhung des Verpflegungssatzes gegenüber stets ablehnend,
in den letzten Jahren unter Hinweis auf die knappe
Finanzlage . Da liegt wohl die Frage nahe, ob es nicht
zweckmäßig wäre, die Staatskasse in ähnlicher Weise bei¬
zuziehen wie früher.

Abg . Höring kann sich der warmen Anerkennung für
die Thätigkeit der Bezirksbeamten im allgemeinen an¬
schließen. Aber hie und da wäre doch ein freundlicheres
Entgegenkommen dieser Beamten gegen das Publikum zu
wünschen. Ich möchte dann noch den Wunsch auf Er¬
richtung eines neuen Bezirksamtsgebäudes in Lahr , die

seinerzeit auf dem letzten Landtag in Aussicht gestellt
wurde , nochmals vortragen .

Redner tritt auch für eine Besserstellung der Bezirks -

geometer ein . — Die Einquartirungsgelder sollten er¬
höht werden . — Den Krankenschwestern muß alles Lob

gezollt werden . Für die Abhilfe von Mißständen wird
wohl — besonders durch ein Uebereiukommen mit den
Ordensobern — gesorgt werden können . Jedenfalls sollte
man davon absehen , über unsere Aerzte sich in der Weise
ruszusprechen , wie dies von Seiten des Herrn Abg .
Dieterle geschehen ist .

Abg . Armbruster schließt sich den anerkennenden Worten,
die über die Thätigkeit der Regierung auf dem Gebiete
der Wasserversorgung rc . gesprochen worden sind . an . —

Ich begrüße auch die Errichtung von Dienstwohnungen
für die Schutzmannschaft . Zweifelhaft erscheint mir aber,
ob das in der Weise geschehen sollte wie in Mannheim .
Der Herr Minister hat mit Recht darauf hingewiesen ,
daß das Znsammenwohnen der Schutzleute oft Schwierig¬
keiten mache. — Die Schwierigkeiten bei der Aufstellung
des Grundbuchs sind wohl zu großem Theil auf den
Mangel an Geometern zurückzuführen . Ihre Besserstellung
erscheint geboten .

Daß die Regierung an die Frage der Errichtung von
Volksheilstätten für Nervenkranke in einem Erlaß an die

Bezirksämter näher getreten ist , ist freudig zu begrüßen.
Den Wunsch nach Erlaß einer Landesbauordnung

unterschreibe ich vollständig. Es ist dies allerdings eine

schwierige Frage , besonders wegen der Wohnungsfrage,
die von den Sozialpolitikern geradezu als Kardinalpunkt
der sozialen Frage bezeichnet wirb . Nach einem bekannten
Sozialpolitiker ist der Mensch das , wozu ihn seine Woh¬
nung gemacht hat , nach andern der „ Kernpunkt

" der

sozialen Frage . Wenn auch bei uns bis jetzt keine erheb-

lschen Mißstände vorhanden sind , so muß cs doch eben

heißen : Driueixiis vksta ! — Redner verliest einige Stellen ,
aus dem Bericht der Fabrikinspektion über die Wohnungs¬
verhältnisse der Arbeiter . — In Baden ist in den Städten
Mannheim und Freiburg bereits manches in dieser Be¬

ziehung geschehen. Nach Huber , einem bekannten Sozial¬
politiker , ist gerade von Freiburg zu sagen , daß es eine
der wenigen Städte sei , die selbstthätig und energisch vor¬

gegangen ist aus dem Gebiete der Wohnungsfrage . Die

Wohnungsverhältnisse sind nicht nur in den Städten un¬

günstig , sondern vielfach auch auf dem Lande , wofür
Redner mehrere Beispiele aus seiner Erfahrung vorbringt.

— Ueber die Ursache der Wohnungsfrage mich zu ver¬
breiten, halte ich nicht für notwendig. Die Wohnungs¬
frage wird in ihrer Bedeutung noch nicht so gewürdigt,
wie sie es verdient. Ter Freiburger Sozialpolitiker Prof .
Dr . Fuchs verlangt , daß der Staat hier seine Thätig¬
keit entfaltet. Er meint : nur durch reichsgesetzliche
Regelung könne diese mißliche Frage der Wohnungsnoth aus
der Welt geschafft werden . Fuchs stellt drei Thesen auf :
Es thut bitter noth : 1 . eine Wohnungspolitik für das
Deutsche Reich. 2 . Wohnungsinfpektion. 3 . Reichs¬
wohnungsamt als Centralstelle. Das ist allerdings Zu¬
kunftsmusik . Aber als Einleitung einer Gegenwarts¬
musik wäre der Erlaß einer Landesbauorduung sehr zu
begrüßen . Der Deutsche Verein für Gesundheitspflege hat
beachtenswerthe Gesichtspunkte für die Lösung dieser
Frage aufgestellt . Es wird insbesondere betont, daß die
Miethskafernen, die Hinterhauswohnungen aus der Welt
geschafft werden sollen . In den großen Städten hat man
versucht, die Arbeiterwohuungsfrage dadurch zu lösen ,
daß man die Arbeiter in den Vorstädten ansiedelte . Man
hat , um das mehr zu ermöglichen , eine Verbilligung der
Verkehrsmittel gewünscht. Dieses Wohnen außerhalb des
Arbeitsortes hat aber besonders für das Familienleben
doch auch manche Nachtheile . Andererseits wurden von
Fabrikanten vielfach Arbeiterwohnungen erbaut . Als
Nachtheil dieser Einrichtungen wird von manchen Sozial¬
politikern hervorgehoben , daß dadurch die Arbeiter in
ein größt res Abhängigkeitsverhältniß zu . der Fabrik kom¬
men . Die Wohnungsfrage hat aber noch verschiedene
andere ' Seiten . Man hat die Tuberkulose geradezu
als Wohnungskrankheit bezeichnet und die Mieths-

kasernen als ein Massengrab der Arbeiterbevöl¬
kerung . Darin liegt ja zweifellos eine Uebertrei-

bung. Aber es ist doch nicht zu leugnen, daß in

.der Wohnungsfrage , in den vielfach beschränkten Woh¬
nungsräumen in hygienischer und in moralischer Hinsicht
Mißstände vorliegen . Hier gilt auch , was für den

Strafvollzug rc . gesagt wird : es muß individualifirt wer¬
den . Staat und Gemeinde sind ein Mikrokosmos im
Kleinen, wo es große und kleine Zimmer gibt . Damit
sind die thatfächlichen Zustände wohl kurz gekennzeichnet.
Es wäre zu wünschen, daß die Regierung durch eine Kom¬
mission in der auch ein Sozialpolitiker vertreten sein
müßte . die Frage untersuchen ließe. Ich möchte dann

noch einen Spezialwunsch wiederholen , den ich schon
mehrfach auf den letzten Landtagen vorgetragen habe.
Bei der Organisation der inneren Verwaltung im Jahre
1863 rechnete man 24 000 Seelen auf einen Amtsbe¬
zirk. Die Erste Kammer meinte damals , das sei zu viel
und Staatsrath Weizel begründete damals diese Ansicht
in zutreffender Weife . Schon nach wenigen Jahren wurden
aber 7 Bezirksämter und 13 Amtsgerichte aufgehoben.
Nun soll das Gengenbacher Bezirksamt , das damals auch
aufgehoben wurde , neu errichtet werden . Auf Verlangen des

KenzingerGemeinderaths möchte ich nun auch den Wunsch
nach Wiedererrichtung eines Bezirksamts in Kenzingen
vortragen. Der neue Amtsbezirk würde 20 000 Ein¬

wohner mit 17 Gemeinden , der Bezirk Emmendingen
27 000 Einwohner haben. Beide Bezirke wären groß
genug , um einen Beamten voll zu beschäftigen . Ken¬

zingen ist ein bedeutender Marktort. Im Budget ist ein

zweiter Beamter für Emmendiugen angefordert . Die

Bezirksämter wurden seiner Zeit durch einen Federstrich
aufgehoben , ohne die Bevölkerung zu fragen . Sparsam¬
keitsgründe sprachen für die Aufhebung nicht , da durch
den jetzigen Zustand , durch auswärtige Amtstage rc . auch
große Kosten entstehen . Ich glaube , es wird mit Ken¬

zingen gerade so gehen , wie mit Boxberg. Heute hat
Boxberg wieder ein Bezirksamt . Ueber seine wiederholten
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Petitionen wurde zuerst zur Tagesordnung übergegangen ,dann wurden sie zur Kenntnißnahme und schließlich
empfehlend überwiesen , worauf dann die Wiedererrichtung
erfolgte .

Abg. Breituer : In die Wohnungsfrage habe ich mich
nicht so eingehend vertieft , wie mein Herr Vorredner ,aber mit der Frage der Wiederrichtung von aufgehobenen
Bezirksämtern habe ich mich auch beschäftigt und möchteden gleichen Wunsch , den der Herr Kollege Armbrusterfür Kenzingen geäußert, auch für Philippsburg Vorbringen .Es ist immer etwas Hartes , wenn einer Stadtgemeinde,noch dazu mit einer ruhmvollen Vergangenheit wie Phi¬lippsburg , das Bezirksamt genommen wird. Ein Amts¬
gericht hat es wieder erhalten , jetzt sollte auch das Be¬
zirksamt wieder hergestellt werden .

Der Herr Kollege Zehnter hat einen Wunsch bezüglichder Sparkassen, der Verwendung ihrer Betriebsüberschüsse
vorgetragen. Gefreut hat mich nun die Antwort der Re¬
gierung, aus der zu entnehmen war , daß kein Zwang
zum Beitritt zu einem Sparkassenverband ausgeübt werden
solle. Es wäre das auch unbillig , da viele alte Spar¬
kassen mit jetzt gutem Vermögensstand in den 50er Jahrenmit großem Risiko gegründet wurden, die jetzt mit RechtWerth darauf legen , ihre Ueberschüsse zu gemeinnützigen
Zwecken verwerthen zu können .

Es wurde auf dem letzten Landtag ein Beitrag für
Errichtung von Bezirksspitälern bewilligt. Auch in Phi¬
lippsburg soll ein solches Spital errichtet werden . DieStadt stellt jedes Jahr aus den Ueberschüssen der Spar¬
kasse auf Weisung der Regierung ziemlich erhebliche Be¬
träge hierfür ein . Die Stadtgemeinde Philippsburg istaber der Ansicht , daß für die Errichtung eines Spitalsin Philippsburg kein Bedürsniß besteht , besonders des¬
wegen , weil Philippsburg, wie alle Gemeinden dieserGegend eine Anzahl Freiplätze im Bruchsaler Spital ,einer Stiftung des letzten Fürstbischofs , hat . Ich möchtenun bei der Regierung anfragen , ob es nicht möglichwäre, aus den Stiftungsmitteln des Bruchsaler Spitals ,die ja allen Gemeinden der Gegend in der genanntenWeise zu gut kommen , ein Spitel in Philippsburg zuerrichten .

Zur Frage des Gemeindewahlrechts kann icb be¬
stätigen, was der Herr Abg . Eder ganz richtig gesagt hat ,daß namentlich in den Orten der Pfalz mit der vorge¬schlagenen Grenze von 2000 Einwohnern keine Zufrieden¬heit besteht. Die Bevölkerung wünscht den Zustand von1890 zurück. Es ist mir vielfach der Wunsch vorgetragenworden , man möge von dieser Einschränkung absehen.

Ministerialrath I)r . Glöckner : Die Frage des Vor¬redners. ob es möglich wäre . Mittel des Fürst Stirum-Spitals verfügbar zu machen für ein zu erstellendesSpital in Philippsburg ist schon vor Jahren vonden berufenen Organen geprüft worden , dabei hat sich
jedoch ergeben , daß jedenfalls im jetzigen Augenblick die
Nothwendigkeit eines Neubaus für das Fürst - Stirum-
Spital in Bruchsal, das sehr wenig mehr den Anforde¬
rungen der Jetztzeit entspricht , dem Wunsche des HerrnVorredners hindernd in dem Weg steht. Ehe der vom
Verwaltungshof und dem Medizinalreferenten des Mini¬
steriums als eine dringliche Aufgabe bezeichnete Neubauin Bruchsal erstellt ist , kann keinesfalls an eine ander¬
weitige Verwendung eines Theils des Stiftungsvermögens ,gegen die übrigens auch rechtliche Bedenken bestehen,gedacht werden können . Das Projekt für die Errich¬tung eines Neubaus für das Fürst - Stirum - Spital in
Bruchsal hätte einen Aufwand von 260 000 M . er¬fordert. Da das Stiftungsvermögen damals nur300 000 M . betrug, wären abgesehen von einem etwaigen

Staatszuschuß, nur etwa 40 000 M . , also eine recht ge¬ringe Summe für den Betrieb des Bruchsaler Spitalsübrig geblieben . Deswegen wurde vorerst von Ausführungdes Neubaus abgesehen , bis genügende Mittel vorhanden
sind . Der Neubau könnte vielleicht etwas schneller in
Angriff genommen werden , wenn die an demselben in
erster Reihe interessirte Stadt Bruchsal sich mit einemetwas größeren Betrag daran betheiligen würde. Wenn
nach der Errichtung eines Neubaus in Bruchsal noch ein
Bedürfniß nach Zweigspitälern bestehen sollte, dann könntedem vom Vorredner ausgesprochenen Gedanken nähergetreten werden, sobald der Fonds wieder soweit verstärkt
sein wird , daß er über die nöthigen Mittel verfügt. —
Es ist erfreulich , daß jetzt offenbar in Philippsburg der
Errichtung eines Bezirksspitals mehr Sympathie entgegcn -
gebracht wird, als früher . Es wäre bei dieser Sachlagevielleicht doch möglich , daß die Gemeinde — bei ihrer
Leistungsfähigkeit — im Verein mit den andern Ge¬
meinden des Amtsgerichtsbezirks der Errichtung eines
Bezirksspitals näher tritt .

Abg . Geiß : Der Herr Minister hat konstatiren zudürfen geglaubt , dich der Abg . Dreesbach nur in zweiFällen gegen die Verwaltung Beschwerde zu führen inder Lage war , und hat erklärt , daß der Mißtrauens¬
ausspruch verfrüht sei . Was unsererseits das Vertrauen
gegenüber dem Ministerium des Innern anlangt , warenwir noch niemals in der Lage , insgesammt dem
Ministerium ein Vertrauensvotum zu geben ; auch der
neue Herr Minis' er hat durch seine Thatcn und
Aeußerungen gezeigt , daß er unseren Forderungen nichtsehr wohlwollend gegenüber steht . Das Mißtrauenberuht übrigens auch auf einer gewissen Gegenseitigkeit .Der Herr Minister hat am Donnerstag über die
Erfordernisse gesprochen , denen Jemand genügen muß,um sich zum Bezirksrath qualifizirt zu erweisen . Darauskonnte man ersehen , daß nach Ansicht des HerrnMinisters ein Sozialdemokrat in alle Ewigkeit nichtdaran denken darf , Mitglied des Bezirksraths zu werden .Aber es hat auch schon Zeiten gegeben , wo man es für
unmöglich hielt, daß ein Sozialdemokrat in den Landtag ,in die Kreisversammlung oder in die Gemeindeverwaltungseinen Einzug halten könne , und doch ist dies Alles
geschehen . Wir geben darum die Hoffnung nicht auf,daß wir auch zum Amte des Bezirksraths Zutritt er¬halten werden .

Es ist versucht worden, die AngelegenheitGroß mannvom juristischen Standpunkt aus zu rechtfertigen . Aberdie große Masse unseres Volkes denkt nicht so scharfjuristisch , sie weiß nur , daß Unberufene von jener Be¬
schwerde Kenntniß erhielten , und sie wird der Fabrik¬inspektion nicht mehr das frühere Vertrauen entgegenbringen, weil sie glaubt , daß sich diese Angelegenheit sehrleicht durch kommissarische Vernehmung des Fabrik-
inspektors hätte erledigen lassen . Es wird auch geraumeZeit dauern , bis die Fabrikinspeküon sich das alte Ver¬trauen zurückgewonnen haben wird. Die Furcht , daß
irgendwie der Name eines Beschwerdeführers an die
Oeffentlichkeit gelangen könnte , wird die Zurückhaltû ^,der Arbeiter rechtfertigen , und bei einer solchen Zurü ^
Haltung wird nie die volle Wahrheit und der wirklicheSachverhalt bei gewissen Schäden zur Kenntniß der
Fabrikinspektion kommen . Nach wie vor müssen wir es
verurtheilen , daß dieser Fall sich zugetragen hat , undwir erwarten ganz bestimmt , daß ähnliche Vorgänge sichin Zukunft nicht mehr abspielen werden.

Bei der Großh . Regierung möchte ich noch anfragen»wie weit die Angelegenheit des Bauarbeiterschutzes
gediehen ist . Im Jahre 1900 wurde eine darauf bezüg-
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liche Petition der Regierung mit allen gegen eine Stimme
empfehlend überwiesen . Die Nachweisung über die Erle¬
digung der Petitionen brachte die Erklärung , die Regie¬
rung beabsichtige , auf idem Verordnungswege vorzugehen ,
doch seien die Erhebungen und Vorarbeiten noch nicht zu
Ende gediehen . Jetzt find seither 2 */s Monate in 's Land
gegangen , und ich konnte noch nicht erfahren, was ge¬
schehen sei . Gerade jetzt sind Bestimmungen zum Schutz
der Bauarbeiter dringend nothwendig, da doch jetzt die
Bauperiode wieder beginnt und die Konkurrenz infolge
des Abgebots darauf gerichtet ist , billiger zu arbeiten und
auf Kosten der Arbeiter sich schadlos zu halten. Leben
und Gesundheit ist heute schwerer gefährdet als bisher,
darum muß diese Frage jetzt in schnellerem Tempo als
bisher einer Lösung entgegengesührt werden .

Der Abg . Armbruster hat der Wohnungsfrage ein¬
gehende Erörterungen gewidmet . Ich hätte vermieden , zu
dieser Frage das Wort zu ergreifen, wenn er nicht auf
die Arbeiterwohnungsfrage in Mannheim abgehoben hätte.
Es ist richtig , daß hier schon ziemlich viel geschehen ist .
Man hat verschiedene Versuche gemacht , doch gute Resul¬
tate sind zur Zeit nicht festzustellen . Die Stadt hat
Häuser für Arbeiterwohnungen angekauft und selbst ge¬
baut . Wenn man aber diese Wohnungen zu einem an¬
nehmbaren Preis abgeben wollte, so erhielt die Stadt
kaum 4 Proz . des Anlagekapitals und 1 Proz. des Unter¬
haltungsaufwands . Man war also vor die Frage einer
Erhöhung der Miethzinse gestellt . Dann aber
hätten die Arbeiter kaum mehr billiger gewohnt
als in Privatwohnungen auch . Man kann zwar in
Mannheim von keiner Wohnungsnoth reden , denn es
stehen viele Wohnungen leer, allein die Leute , die un¬
gesunde und schlechte Wohnungen haben, sind nicht in
der Lage , bessere Wohnungen zu nehmen . Insofern also
gibt es nicht eine Wohnungsnoth , und wir werden in
Mannheim immer weiter wirken zur Abstellung dieser
Mißstände.

Was die Gemeindewahlen anlangt , möchte ich die
Aufmerksamkeit der Großh . Regierung auf «ein Vorkomm -
niß richten , das sich vor einigen Tagen hier in Karls¬
ruhe abspielte . Man schloß etwa 500 Wahlberechtigte
von der Gemeindewahl aus , weil sie mit der Entrichtung
der Gemeindeumlagen im Rückstand waren . Dieses Vor¬
gehen verträgt sich nicht mit dem Prinzip, das hier auf¬
gestellt wurde , als es sich darum handelte, das Steuer¬
minimum, das zur Ausübung des Wahlrechts befähigt,
von 500 auf 900 M . hinaufzusetzen . Man einigte sich
damals darüber , daß der Ausübung des Wahlrechts kein
sonstiger Abbruch geschehen solle

Die Bitte der Schutzleute um Besserstellung fand
schon vor 2 Jahren die Sympathie des Hauses. Aller¬
seits wurde anerkannt, daß eine Besserung ihrer Ver¬
hältnisse dringend nöthig sei , und die Regierung versprach,
die Revision des allgemeinen Gehaltstarifs werde ihren
Wünschen Befriedigung werden . Man nahm damals in
Aussicht , daß diese Revision im Jahre 1904 vorgenommen
werde . Diese Aussicht ist aber inzwischen bedenklich ins
Schwanken gerathen. — Man wird sich vielleicht wundern,
warum gerade ich als Sozialdemokrat für die Schutzleute
eintrete , die doch unserem Programm ziemlich fern stehen,
Aber ich bin von sämmtlichen Schutzleuten ersucht worden ,
ihre Forderungen hier zu vertreten , und ich sehe nicht
ein , warum ich diesem Ersuchen nicht Nachkommen sollte,
sind doch auch die Schutzleute im Grunde genommen
Arbeiter, Staatsarbeiter. — Ich sehe ein , daß man mit
ihrer Gehaltsaufbesserung wohl bis zur Revision des
Gehaltstarifs wird warten müssen ; aber man könnte
in anderer Weife entgegenkommen , auf dem Gebiete der
Ausübung ihres Dienstes. Der Umstand, daß viele

Schutzleute
'

schon nach^zweijähriger Dienstzeit, noch bevor
sie einen . Grad ^ erlangt haben, den Dienst wieder
quittiren , legt den^Gedanken nahe, daß außer den mate¬
riellen Grundlagen noch andere Gründe den Dienst des
Schutzmannes als wenig begehrenswerth erscheinen lasten
müssen . Diesen Grund finden wir in der Dienstordnung ,
deren anerkannt beste Karlsruhe , und deren strengste
Mannheim besitzt . Eine Verbesterung dieser Dienstord¬
nungen, wie sie auch schon aus dem letzten Landtag ver¬
sprochen wurde, ; wäre dringend zu , wünschen . Man
müßte dabei den Schutzleuten insbesondere auch mehr
Zeit zur Erholung geben . In Mannheim hat man den
Vierundzwanzigstundendienst , d . h . auf 24 StundenDienst
folgen 24 Stunden freie Zeit , „soweit der Menst es er¬
laubt "

, wie die Dienstordnung bestimmt. Nun „ erlaubt "
aber sehr oft der Dienst das nicht , und besonders nehmen
die zahlreichen Nebenarbeitm , wie Ueberwachung von Ver¬
sammlungen, Konzerten , Kolosseum rc . , sowie die Abfassung
von Berichten , die der S '

chutzmannschast außer ihrem Dienst
obliegt, einen recht großen Theil ihrer freienZeit inAnspruch.
So kommt es — wie mir versichert wird — däß in
Mannheim der Schutzmann kaum einmal im Jahre einen
ganzen freien Sonntag hat . Vor allem empfiehlt sich die
Neuregelung des Dienstes in drei statt zwei Abtheilungen
wie sie bei der Reichspost - und bei der

'' Eisenbahn ein¬
geführt ist . So hätte dann jeder Schutzmann erst jtde
dritte Nacht wieder Dienst. — Für das Aufsteigen Pi
den Chargen sollte das Dienstalter maßgebend sein . —
In Mannheim hört man besonders auch Klagen über
die außerordentliche Strenge des Polizeiamtmanns wegen
des Tragens weißer 'Handschuhe und des Helms . Der
Patrouillendienst ist von Viertelstunde zu Viertelstunde
geregelt derart , daß dem Schutzmann genau die Zeit
vorgeschrieben ist , die er auf einem Standort zu verbleiben
hat , und der Weg von einem Standort zum andern ;
dabei darf er weder rechts noch links nach einer Straße
abweichen. Durchdiese genaue Eintheilung des Patrouillen-
ganges ist der Gaunerei Thür und Thor geöffnet , weil
man genau weiß , zu welcher Zeit der Schutzmann ab¬
wesend ist , und wenn er wiederkommt . Aus solche Weise
wird auch viel Arbeitskraft vergeudet .

Abg . Pfefferle : Es ist von meinen Fraktionsgenoffen
schon so vieles und treffliches über die in der General¬
debatte hervorgetretenen politischen Momente gesprochen
worden , daß ich mich ihnen und besonders in der
Wahlrechtsfrage meinem Fraktionschef Wilckens nur
anschließen kann . Einen Punkt kann ich jedoch nicht
ohne Erwähnung lassen : der Herr Minister hat am
Donnerstag gemeint, die Abhängigkeit der Mitglieder
einer Partei der Befehlsgewalt ihres Führers kon-
trastirend gegenübcrstellen zu müssen. Eine solche
Abhängigkeit kam mir bisher nicht zum Bewußtsein ,
trotzdem ich schon 12 Jahre lang der nationalliberalen
Fraktion angehöre. Diese unrichtige Annahme muß
ich darum für die nationalliberale Fraktion richtigstellen.
Mit solchen Unterstellungen die sich auf der gleichen
Linie bewegen , wie die bekannte Legende vom Fraktions¬
zwang, wird das Ansehen der Parteien nach Außen hin
nicht erhöht .

Die Ministerialverordnung vom 29 . Dezember 1870
bestimmt in 8 18 , daß die Hauptabstimmung des Bürger¬
ausschusses aus namentlichen Aufruf mit „ ja" oder „ nein "
geschehen müsse . Das Erforderniß dieser namentlichen
Abstimmung auch bei den geringfügigsten Dingen — ich
habe es erlebt , daß die 60 Mitglieder des Bürgeraus¬
schusses über den Betrag von 1 .50 M . namentlich ab¬
stimmen mußten ! — führt zu vielen Unzuträglichkeiten.
Ich meine , es empfehle sich eine Abänderung dieser Be¬
stimmung, wie ja auch die Städteordnung eine Abstim-
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mung durch Aufstehen ^und Sitzenbleiben vorsieht und
nur ausnahmsweise eine namentliche Abstimmung auf
Antrag eintreten läßt .

Eine Bestimmung der Gemeindeordnung gibt
mir noch zu einigen Bemerkungen Anlaß . Die Form
der Verhandlung des Gemeinderaths ist nach Z 54 der
Gemeindeordnung kollegialisch , und der Beschluß wird
nach allgemeiner Stimmenmehrheit gefaßt. Für den
Fall der Stimmengleichheit bestimmt ß 52, daß die
Stimme des Bürgermeisters den Ausschlag gibt. Hieraus
ist zu ersehen , daß alle Abstimmungen des Gemeinde¬
raths offen sein sollen . Dennoch besteht vielerorts eine
Meinungsverschiedenheit unter Betheiligten, wie in den
Kreisen der Grund - und Verwaltungsbeamten .

Insbesondere bei Ernennung von Gemeindebeamten,
nach tz 20 und 90, des Rathschreibers und H 148 des
Gemeinderechners, sowie der Gemeindebediensteten als
Polizeidiener u . s . w . wird vielerorts noch ein
geheimes Wahlversahren geübt, obgleich es^ sich hier um
einen Beschluß des Gemeinderaths handelt . Eine
Aenderung der Gemeindeordnung nicht nöthig, dagegen
eine Interpretation , die an alle Berwaltungs - bezw.
Gemeindebehörden gelangt dringend geboten .

Was die Ablösung der Grundgülten und - gefalle
anlangt , so sieht das Gesetz von 1820 eine solche Ab¬
lösung vor, erschwert sie aber durch einige Bestimmungen
sehr: wenn der Zinsherr den Antrag stellt, so erhält er
nurjeinen kleinen Betrag , das 12-, 14 - oder höchstens löfache
des Zinsbetrags , umgekehrt wenn der Censit den Antrag
stellt, dann muß er er das 18fache zahlen. Wenn nun mehrere
Censiten in Frage stehen , so kann nicht jeder selbständig
den Antrag auf Ablösung stellen , es ist vielmehr ^
Majorität aller erforderlich . Hier ist ein Wandel noth-
wendig. Es gibt Fälle , wo das ganze Grundstück an
eine Eisenbahn gefallen ist, der es nach gesetzlicher Be¬
stimmung kosten - und lastenfrei zugewiesen werden muß.
Xoleus volsnK müssen da die einzelnen Betheiligten in
die Ablösung willigen. Auch der Domänenfiskus
sucht auch für sich Separatablösung zu erlangen . Es
ist also der Wunsch berechtigt , daß diese Verhältnisse näher
geprüft werden und ein neues Ablösungsgesetz mit
Zwangsablösung unter für beide Theile billigen Be¬
dingungen erlassen wird.

Den Wünschen der Geometer , der Schutzmann¬
schaft und der Gendarmen nach Besserstellung stehe
auch ich sympathisch gegenüber. Besonders gefreut hat
mich die Erklärung der Großh . Regierung , der Beschaf¬
fung von Dienstwohnungen für die Gendarmen ihre
Aufmerksamkeit zuzuwenden. Ich möchte auch den Wunsch
nicht unausgesprochen lassen , die Kommandozulage möge
unter allen Umständen das ganze Jahre über ausbezahlt
werden . Die Verordnung vom Juli 1900 .sieht ja dies
nur vor , soweit budgetmäßige Mittel vorhanden sind .
Der hierfür vorgesehene Betrag ist klein und wird erst
nach achtstündigem Marsche gewährt, die Aufenthalte unter¬
wegs nicht eingerechnet . Die Diäten anderer Beamten
sind günstiger geregelt, und es empfiehlt sich auch hier
eine entsprechende Regelung . Ich bitte auch, an den
Musterungstagen , wo die Gendarmen mit Sack und
Pack zu erscheinen haben, denjenigen, die nicht an der
Bahn wohnen, eine Fahrgelegenheit für ihr Gepäcks zu
verschaffen.

In der Frage der Kreisdotation werde ich dem
Antrag des Abg. Klein zustimmen. Zur Position Zuschüsse
an Gemeindenmuß ich einenWunschmeines Wahlbezirks Vor¬
bringen . Die Gemeinde Amoltern sieht sich genöthigt, ein
neues Rath - und Schulhaus mit einemKostenaufwand von
35000 M . zu erbauen . Der Oberschulrath hat schon
eine Beihilfe von 6000 M . in Aussicht gestellt. Ich

bitte auch seitens des Ministeriums des Innern um eine
kleine Unterstützung für diesen Bau .

Die im Budget erscheinende Trennung des Staats¬
beitrags an die Gemeinden zur Gewinnung von Thier¬
ärzten von der Unterstützung der Ortsviehversicherungs¬
anstalten durch Zuschüsse zu den Kosten der thierärztlichen
Behandlung der versicherten Thiere ist sehr zu begrüßen.

Den Wunsch des Abg . Obkircher nach intensiverer
Beaufsichtigung des Automobilverkehrs möchte ich
unterstützen . Das rasche Fahren innerhalb des Orts¬
etters ist äußerst bedenklich und gefährlich für Kinder und
alte Leute . Diejenigen Automobile, die zu gewerblichen
Zwecken benützt werden , fahren von selbst nicht so rasch,
es handelt sich hier also nur um die zu Vergnügungs¬
zwecken dienenden Vehikel .

Nachdem Redner noch eine möglichst gleichmäßige Be¬
handlung aller Staatsanstalten im Telephonanschluß
befürwortet, geht er auf die vom Abg . Dieterle ange¬
regte Frage der Sonntagsarbeit in den Papierfabriken
über und schützt in längerer Ausführung die Emmendinger
Papierfabrik gegen die Angriffe des Abg . Dieterle.
Er fährt fort : Der Herr Abg . Dieterle hat diese Sache
zur Sprache gebracht . Ich stehe auch auf dem Stand¬
punkt, daß die Sonntagsarbeit nur soweit zuzulassen ist ,als solche unbedingt nöthig erscheint. Herr Dieterle hat
darauf hingewiesen . daß für eine Gewährung derselben
insbesondere die Fabrik Emmendingen gedrängt habe .
Diese Behauptung hat mich sofort srappirt , da mir die
Besitzer dieser Fabrik allgemein als humane , arbeiter¬
freundliche Herren bekannt sind . Ich habe mich inzwischen
in der Sache umgethan und bin in der Lage , die
Angelegenheit , was die Thätigkeit dieser Herren anlangt ,
richtig zu stellen . Im Jahr 1895 sind die Besitzer der
badischen Werke wegen einer gleichmäßigen Behandlung
der Sonntagsarbeit bei der Großh . Regierung vorstellig
geworden ; Herr Sonntag -Emmendingen hat damals im
Auftrag einer Anzahl Mitinteressenten die geschäftliche
Angelegenheit dieser Vorstellung geleitet , allein an der
mündlichen Vorstellung bei Großh . Ministerium haben
außer ihm noch die Herren Buhl - Ettlingen , Holzmann-
Weisenbach und Direktor Steinlin -Albbruck theilgenom-
men , so daß es ausgeschlossen erscheint , als wenn der
Besitzer der Emmendinger Fabrik in seinem eigenen In¬
teresse einseitig gedrängt oder vorgegangen ist . Gründe
der Sonntagsarbeit sind : a . Tag - und Nachtarbeit in
allen Papierfabriken ; d . daß eine 12stündige Vorarbeit
der Mahl - und Papiermaschinen im Interesse der Arbeiter
mitbedingt. Andere Sonntagsarbeiten werden nur wegen
unregelmäßigen Wasserverhältnissen ausnahmsweise ge¬
stattet. Die behördlicherseits genehmigte Sonntagsarbeit
wurde in Emmendingen nie mißbraucht.

Herr Abg . Dieterle hat in eingehender Weise die Ver¬
hältnisse der Krankenpflege durch die Krankenschwestern
besprochen und wurde vom Herrn Minister hierauf eben¬
falls ausführlicher Weise erwiedert. Ein weiteres Ein¬
gehen aus diese Sache erscheint hiernach nicht weiter ge¬boten . Allein da der Herr Abg . Dieterle auch meine
Person in seinen Ausführungen in der Diskussion erwähnt
hat , bin ich doch genöthigt hierauf einiges zu erwidern.
Er hat gemeint , daß ich in der Lage wäre zu bestätigen ,
daß Aerzten bei ihrer Ordination von Rezepten
ab und zu Versehen unterlaufen .

Der Herr Minister hat zwar hierauf schon das Nöthigeerwidert , und mit Recht hervorgehoben , daß er nicht
wünsche, daß Krankenschwestern und Angestellte die ärzt¬
lichen Rezepte kontroliren.

Was nun in dieser Hinsicht die Apotheker anbelangt ,
so ist ihnen von jeher dienstlich jede Kritik der ärztlichen
Rezepte nach der medizinischen Seite hin mit Recht unter-
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einer derartigen Kritik ohne weiteres enthalten ; auch sind
die Apotheker hierzu auch gar nicht in der Lage auf
Grund ihrer Ausbildung , welche eine pharmazeutische ,
die Herstellung und Prüfung der Arzneimittel verfolgende ,aber keiner medizinische und therapeutische ist , eine der¬
artige Kontrole der Rezepte auszuüben . Eine derartige
Kontrole auszuüben, würde aber eine Verantwortung in
sich schließen, welche außerhalb der Sphäre liegt , welche
unserem Stande zugewiesen ist , und daher von demselben
auch nicht übernommen werden wollte . Sollte aber der
Herr Abg . Dieterle nur die Möglichkeit eines die be¬
stehenden Medizinalverordnungen z . B . die Maximal¬
dosentabelle nicht beobachtenden Uebersehen gemeint haben ,
so ist von Seite der Medizinalverwaltung durch ent¬
sprechende Verordnungen genügend Sorge getragen , daß
in einem solchen Fall — der übrigens selten vorkommt— von Seite des Apothekers vor der Anfertigung des
Rezeptes mit dem Arzte ein Benehmen stattfindet, wo¬
durch dem Letzteren Gelegenheit gegeben ist , feine Ordi¬
nation einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen.

Zum 7ten Male bin ich in der unangenehmen Lage , an¬
läßlich der Budgetberathung oder sonst dem Wunsche der
Nachbarstadt Kenzingen um Wiedererrichtung eines Be¬
zirksamts entgegentreten zu müssen , was ich wegen der
Störung der freundnachbarlichen Beziehungen bedauere .

Die Verhältnisse sind noch ganz die gleichen wie vor
2 Jahren , und daher möchte ich nicht unternehmen, die
Sache nochmals eingehend zu besprechen. Ich will nur
kurz darauf Hinweisen, daß einerseits die Verkehrsverhält¬
nisse in dem Bezirk einen leichten Verkehr mit der Amts¬
stadt Emmendingen ermöglichen , das sind Verhältnisse, die
weder bei Boxberg stoch Gengenbach gleich günstig sind.Das ist auch mit Grund, warum eine Anregung nach
Wiedererrichtung des Bezirksamts Kenzingen aus den
einzelnen Gemeinden seit 1892 nicht mehr erfolgt ; es ist
mir von einer Anzahl der bedeutendsten Gemeinden —
wie ich schon vor 2 Jahren hier darlegte — die Mit¬
theilung gemacht worden, daß sie den jetzigen Zustand
als einen befriedigenden betrachten und eine Aenderung nicht
wünschen. Es darf erwartet werden , daß , so lange den Ge¬
meinden und insbesondere den größten und bedeutendsten
eine Aenderung in dieser Richtung nicht erwünscht , die
Großh . Regierung dem Wunsche der Stadt Kenzingen
eine Folge nicht geben wird.

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh. Rathvr . Schenkel : Ich will zunächst auf zwei von den all¬
gemeinen Fragen der Vorredner sofort antworten . Der
Herr Abg . Hug hat gefragt, ob ein kirchentreuer Katholik,
der seine Pflichten gegen die Kirche , d . h . die religiösen ,treu erfüllt , in den Dienst der innern Verwaltung ein-
treten und daselbst als Beamter wirken kann. Ich ant¬
worte : Ja . — Der Herr Abg . Geiß hat ferner in Bezug
auf meine neulich ? Aeußerung über die Ernennung der
Bezirksräthe gemeint , meine Aeußerung sei dahin ge¬
gangen, es könne ein Sozialdemokrat niemals zum Mit¬
glied eines Bezirksraths ernannt werden und daran die

^^ . Druge geknüpft , ob eine solche Praxis zulässig sei. Ich
habe das aber gar nicht gesagt , sondern meine Aeußerung
ging dahin : Männer, deren politische Gesinnung darauf
gerichtet sei , die Grundlagen der staatlichen und sittlichen
Ordnung zu unterwühlen und die Vaterlandsliebe zu er-
tödten, könnten nicht zu Bezirksräthen ernannt werden .
Dagegen ist es mir nicht eingefallen, zu sagen : in alle
Ewigkeit , niemals , kann ein Sozialdemokrat Bezirksrath
werden . In der Politik soll man überhaupt nicht sagen :
niemals und in .alle Ewigkeit . Auch weiß ich ja gar nicht,
wie die Sozialdemokratie sich noch ausgestaltet. Die Herren

sehen ja jetzt schon so freundlich aus , sie mausern sich viel¬
leicht noch weiter (Heiterkeit ) , und wer kann sagen , ob
nicht in zehn Jahren einmal mein Nachfolger einen oder
den andern von jenen Herren wird zum Bezirksrath er¬
nennen können.

Von den Amtsvorständen und Bezirksräthen kommen
wir zu den Amtsbezirken . Hier ist von zwei der Herren
Vorredner als sehr wünschenswerth bezeichnet worden , daß
einige aufgehobene Bezirksämter , nämlich Kenzingen
und Philipps stürz , wieder neu errichtet würden. Ich
habe mich sehr gefreut , daß nicht noch mehr Herren solche
Wünsche vorgetragen haben , denn je mehr sich zur Wieder¬
herstellung melden , je mehr man der Neuerrichtung eines
aufgehobenen Amts nahe tritt , desto mehr kommen gleich
eine ganze Reihe solcher Wünsche nach ; wird einer dieser
abgeschiedenen Geister wieder zum Leben erweckt , dann
kommen auch die anderen Schatten von erschlagenen Be¬
zirksämtern und rufen : Laßt mich auch Blut trinken und
wieder Hervorkommen an 's Sonnenlicht . (Heiterkeit.) Wenn
wir allen diesen Wünschen nachgeben würden, dann wür¬
den wir allmählich statt der jetzigen 53 Amtsbezirke
wieder die frühere Zahl von 104 oder noch mehr haben.
Ich muß doch bitten, vorsichtig zu sein mit diesen weiteren
Wünschen . Es handelt sich nicht bloß um Sparsamkeits¬
gründe, wenn wir darauf halten , daß die Zahl der Be¬
zirksämter nicht vergrößert wird. Sparsamkeitsgründe
kommen da bei der jetzigen knappen Finanzlage gewiß auch
in Betracht. Die Hauptsache ist vielmehr : wir haben
im großen und ganzen sehr kleine Amtsbezirke , nicht
nur viel kleinere als Preußen , sondern zum Theil
auch kleinere als die Nachbarländer. Das hat zwar
den Vortheil einer intensiveren Verwaltung für sich, aber
auch den Nachtheil , daß beim kleinen Bezirksamte zu¬
weilen der Amtsvorstand ein isolirter Mensch ist , daß er
keinen gleichgebildeten Beamten neben sich hat , mit dem
er seine Gedanken über . Verwaltungsdinge austanschen
und der ihn vertreten kann . Deswegen sehen wir darauf,
daß wo möglich jedem Amtsvorstand ein Amtmann oder
wenigstens ein Referendär beigegeben werden kann und
die Bezirke so groß sind , um wenigstens zwei Beamte
ausreichend zu beschäftigen. Deswegen muß man sehr
vorsichtig sein mit der Errichtung neuer kleiner Aemter.
Diesem Bedenken ist seiner Zeit schon von dem neben
mir sitzenden Ministerialdirektor bei Gengenbach Aus¬
druck gegeben worden . Ich kann in keiner Weise in
Aussicht stellen, daß die Großh . Regierung , selbst wenn
sich eine Mehrheit für empfehlende Ueberweisung fände,
derartigen Wünschen nach Wiederherstellung von alten
Amtsbezirken unbedingt wird Nachkommen können . Sie
wird sie eingehend und wohlwollend prüfen , aber dabei
nicht nur die Interessen der Gemeinden , welche einen
solchen neuen Bezirk wünschen , sondern auch die der
anderen Gemeinden , die zur Erreichung der nöthigen
Bezirksgröße zugetheilt und von anderen Bezirken abge¬
löst werden müßten, und vor allem der Gemeinde, welche
seither Amtsstadt war , im Auge behalten . Aus
den Ausführungen des Herrn Abg . Pfefferte haben
wir sehen können , daß alle diese Dinge zwei Seiten
haben : Was dem einen die Eule ist , ist dem andern
die Nachtigall .

Zu dem hinsichtlich der Bezirksämter vom Abg. Pfefferte
vorgetragenen Wunsch, der weiteren Ausdehnung der tel e-
pho nischen Verbindung der Bezirksämter mit dem Mi¬
nisterium und andern Stellen bemerke ich , daß ich es
selber , seit ich im Amte bin, für meine Aufgabe gehalten
habe , darauf hinzuweisen , daß alle Bezirksämter , wo ein
Bedürsniß besteht, mit dem Ministerium und den andern
in Betracht kommenden Stellen durch den Fernsprecher
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verbunden werden . — Auf die übrigen Wünsche des Abg .

Psefferle (betreffend die Abstimmung im Bürgerausschuß
und Gemeinderath , die Ablösung der Gülten ) , die Wohl

zum Theil wenigstens werden erfüllt werdm können , kann

ich heute nicht eingehen . Die Ablösung der Gülten ge¬
hört übrigens zu dem Gebiet der Finanzverwaltung .

Ich gehe nun über zu den heute berührten allgemeinen

Veiwaltungsangelcgenheitcn . Hier ist heute wiederholt
die Notwendigkeit erwähnt worden , die Einquartie¬

rung s l a st zu erleichtern . Es ist schon einmal ein Staats¬

zuschuß zur Ausbesserung der Ouartiergeber bewilligt
worden aber unter andern Verhältnissen , nämlich bei der

früheren Kantonementsverpflegung . Seitdem diese aber

durch die höher vergütete Marschverpflegung ersetzt ist ,
wird auch kein Staatszuschuß mehr gewährt . Es ist

richtig , daß der jetzige Verpflegungssatz von 80 Pfennig
vielfach nicht vollständig für das entschädigt , was tat¬

sächlich für den Mann von dem Ouartiergeber geleistet
wird , und die Regierung hat auch vor diesem Landtage von

neuem wieder die Aufnahme einer Budgetposition erwo¬

gen , wodurch zu der Marschverpflegung ein Staatszuschuß
gewährt werden soll . Ich habe bereits die zwei Gründe

erwähnt , die sie zuletzt doch abgehalten haben , jetzt schon
eine entsprechende Vorlage zu machen . Der eine Grund

ist der , daß das Reich sehr ernsthafte Erwägungen macht ,
ob Veranlassung vorliegt , aus Reichsmitteln eine Er¬

höhung der Vergütung für die Ouartiergeber herbeizu¬

führen . Der andere Grund ist die Rücksicht auf unsere

gegenwärtige Finanzlage .
Der Abg . Geiß hat sich gewundert , daß fast zwei

Jahre dahin gegangen sind , seit dem seiner Zeit der

Landtag der Regierung empfohlen hat , nähere Vorschrif¬
ten über den Schutz der Bauarbeiter gegen die

ihrer Gesundheit und ihrem Leben drohenden Gefahren

zu erlassen , während seit dieser Zeit nichts geschehen sei .

Ich gebe zu , daß ein gewisses Bedürfniß zu weiterer

Regelung aus diesem Gebiete vorliegt , übrigens nur ein

gewisses , kein ganz allgenkeines und so dringendes ; denn

es wird schon jetzt zu einem großen Theil auf diesem
Gebiete gedeckt , einerseits durch die Vorschristen der Bau¬

gewerkberufsgenossenschaften , anderseits durch ortspolizei¬
liche Vorschristen in vielen Gemeinden . Diese Vorschrif¬
ten sind aber der Verbesserung und Ergänzung bedürftig .
Vor einigen Jahren , als ich die Negierung bei Besprechung
dieser Frage im Landtage zu vertreten hatte , wurde von
mir ein erhebliches Bedürfniß noch nicht anerkannt . In¬

zwischen sind aber weitere Erfahrungen gemacht ; und

man darf sich niemals schämen nach gemachten Er¬

fahrungen zu einer geänderten Ansicht zu gelangen .

Anknüpsend an jenen Beschluß des letzten Landtags
sind vom Ministerium über die Frage des Bau¬

arbeiterschutzes inzwischen weitere Erhebungen gemacht
worden , insbesondere wurde auch ein dem Bezirksamt
Mannheim beigegebener Oberamimann damit betraut , auf
einer Rundreise über die Ordnung der Sache in anderen

Staaten Erkundigung einzuziehen . Wir sind aber

noch nicht dazu gelangt , die Verordnung endgiltig abzu¬
schließen , vor allem deswegen , weil unser früherer bau¬

technischer Referent längere Zeit erkrankt war und der

neue Referent erst vor einigen Wochen eingetreten ist .

Ich hoffe aber , daß wir die Vorschriften über den Schutz
der Bauarbeiter noch im Laufe dieses Jahres werden er¬

lassen können , und zwar schon ehe die neue Landesbau¬

ordnung , mit der auch die Schutzvorschriften ursprünglich
in Verbindung standen , in Kraft treten wird . Fast

wichtiger noch als solche Vorschriften ist eine gute Bau -

kontrole . Wir gedenken diese Frage im Zusammenhang
mit der Neuregelung der Stellung der Orts - und Be -

zirksbaukontroleure zu behandeln .

s
Noch viel schwieriger als die ten ge^ lnuhe ist die

Wohnungsfrage , der der Abg
'
. Armbruster eine

längere Erörterung gewidmet hat Es läßt sich gar nicht

leugnen , daß sie sozusagen einen der Angelpunkte des

Komplexes der Fragen bildet , die wir als soziale Frage

zu bezeichnen gewohnt sind . Wenn es gelingen würde ,

auch für die unteren Schichten der Bevölkerung bessere

und voll ausreichende , dabei nicht zu theuere Wohnungen

zu schaffen , dann wäre ein großer Schritt gethan in der

Lösung der sozialen Frage . Das kann aber nicht aus

einmal geschehen , nicht nur auch wohl durch Erlassung

eines Reichswohnungsgesetzcs oder durch Einsetzung einer

zentralen Wohnungsaussichtskommission in Berlin , son¬

dern nur durch eine Reihe von verschiedenartigen
Mitteln und in eifrigem Vorwärtsstreben aller be¬

theiligten Organe . Vor allem ist sich der Staat

im Gebiet der Wohnungssürsorge allmählich hier

seiner Pflichten bewußt geworden . Er schafft Jahr

für Jahr neue Dienstwohnungen für untere Beamte .

Es sind das bedeutungsvolle Anfänge , aber damit ist die

Frage noch nicht gelöst . Der Staat hat ferner die Auf¬

gabe , auf dem Gebiete des Wohnungswesens durch seine

Gesetzgebung und seine Aussicht dahin zu wirken , daß

gesundheits - und sittengefährliche Wohnungen tunlichst

beseitigt oder in einem den Anforderungen entsprechenden

Zustand hergestellt , daß überfüllte Wohnungen entlastet

werden . Wir sind unter denjenigen deutschen Staaten

gewesen , die am allerersten auf diesem Gebiet vorgegangen

sind . Schon nach der Gesundheitsverordnung von 1874

können Wohnungsrevisionen durch die örtlichen

Polizeiorgane unter Mitwirkung von Beamten der Ge -

sundheitsverwaltung vorgenommen werden . Die Bezirks¬

ärzte veranstalten jedes Jahr in einigen Gemeinden ihres

Bezirks örtliche Untersuchungen , wobei insbesondere auch

die hygienischen Verhältnisse der Wohnungen geprüft

und bei auftrctenden Mißständen Anträge an ' s Be¬

zirksamt gerichtet werden . Unser Polizeistrafgesetzbuch

ist durch ein Ergänzungsgesetz vor einigen Jahren

so ausgestaltet worden , daß das Weiterbewohnen von

gesundheitsschädlichen Wohnungen gestraft und verboten

werden kann . Wohnungsuntersuchungen haken in einer

Reihe von Amtsbezirken stattgefunden , nach eingeforderten

Berichten in dem 5 . Theil derselben . Diese Unter¬

suchungen haben ganz beachtenswerte Resultate gehabt ;

es sind dabei eine erhebliche Zahl von Mißständen fest¬

gestellt worden , auf deren Beseitigung im großen und

ganzen , so gut es eben ging , hingewirkt wurde . Zu

rasch kann man in allen diesen Dingen nicht Vorgehen .

Wenn man Wohnungen schließen oder sie eines Theiles

ihrer Bewohner entleeren will , so müssen vorher neue

Wohnungen da sein , in denen die seitherigen Insassen

untergebracht werden können , sonst ist der neue Mißstand

größer als der beseitigte . Die Regierung wird unter¬

suchen , ob und für welche Städte etwa diese Einrichtung
der Wohnungsuntersuchung zu einer obligatorischen ge¬

macht werden soll . Im übrigen ist es aber nicht

Sache des Staates für die Herstellung der Woh¬

nungen zu sorgen . Auch ist nach den uns neuer¬

dings zugekommenen Berichten in den Gemeinde n

unseres Landes , Städten und Landorten im

keine so erhebliche Wohnungsnoth vorhanden . In einzelnen
Städten (Mannheim , Pforzheim , Schwetzingen ) mag ein

Mangel an Wohnungen bestehen oder wenigstens bis vor

kurzer Zeit vorhanden gewesen sein und es mag auch jetzt

noch ein Theil der kleinen Wohnungen überfüllt sein .

Die Mißstände bestehen häufig nicht darin , daß nicht ge¬

nug Wohnungen vorhanden sind , sondern die vorhandenen

für die Nachfrager nicht geeignet sind nach der Zahl der

Zimmer oder der Höhe des Mietpreises , Ich bin der
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Ansicht, daß es hauptsächlich Sache der Gemeinden,Vereine, Arbeitgeber und auch Sache der Spekulationist das Wohnungsbedürfniß zu befriedigen . Der Staathat nur durch Gesetzgebung und Aussicht dafür zu sorgen ,daß freier Spielraum für die Thätigkeit aller dieser Or¬gane vorhanden ist , daß die Vorschriften der OrMaupläne,baupolizeiliche Anforderungen u . dergl. entsprechende sind ,unser Umständen auch in der Richtung, daß je nach derSachlage diese Anforderungen noch heruntergesetzt werden .Namentlich aber ist es Sache der Gemeinden , durcheine gute Bodenpolitik (Beschaffung und Verwerthungihres Gemeindeeigenthums) einerseits , durch recht¬zeitige und umsichtige Anlage von Ortsbauplänenandererseits hier thätig zu werden und es sinddamit eine immerhin große Zahl von Gemeindenschon mit Glück vorgegangen auch in der Weise , daß sie ,wie z. B . in Freiburg , in großer Zahl selber Arbeiter¬wohnhäuser Herstellen. Im großen und ganzen sind dieVerhältnisse bei uns nicht so ungünstig auf dem Gebietder Wohnungsfrage . Vieles ist der Besserung Werth, aberauch schon Vieles angeregt. Wenn wir in dieser Weiseunter dem Zusammenwirken aller berufenen Organe weiterwirken , werden wir in diesem wichtigsten Theil der so¬zialen Frage auch zu weiterer Besserung gelangen.Endlich gehe ich aber zu dem, was von dem Vorrednerhinsichtlich einzelner Behörden und Beamtenklassengesagt wurde. Der Herr Abg. Dreesbach hat mir schonneulich zum Vorwurf gemacht , daß der Bericht derFabrikinspektion jetzt lediglich nach einer von Berlinausgegebenen Schablone und weniger umfangreich wiefrüher erscheine . Wir haben hier lediglich gethan, wasandere Staaten auch gethan haben . Früher wurde einExcerpt aus allen Berichten in Berlin gefertigt. DiesenAuszug, der ganz objektiv gehalten war, bekamen wirdann in einer Anzahl von Exemplaren . Dann hataber der Reichstag verlangt , daß die Berichte sännnt-licher Fabrikinspektoren in vollem Umfang erscheinen .Das gab ein Werk von 3000—4000 Seiten , dasnatürlich Niemand , vor allem kein Parlamentarier,durchlesen konnte . Eine Abkürzung der Berichte erschiengeboten und es hat deshalb das Reichsamt des Innernein Schreiben an die einzelnen Regierungen gerichtet ,worin es ersucht, es möge nach einigen Beziehungen dieBerichterstattung etwas abgekürzt werden nach einem ge¬wissen einheitlichen Schema . Wir haben entsprechenddiesem Schreiben der Fabrikinspektion einen dahin gehen¬den Auftrag ertheilt . Die Berichte wurden in Berlingedruckt und eine entsprechende Anzahl frei unfern, Landzur Verfügung gestellt . Da die Fertigstellung etwas ver¬langsamt wurde, werden wir für dieses Jahr den Be¬richt wieder bei uns drucken lassen . Dem Ministeriumin dieser Sache einen Borwurf zu machen , ist ganz un¬berechtigt .

Der Herr Abg. Geiß hat ferner bei der Fabrikinspek-tion nochmals den Fall Großmann in Brombachberührt und gesagt: es sei trotz alledem durch diesenFall, durch die Auslieferung jener Beschwerdeakten anden Untersuchungsrichter das Vertrauen der Arbeiter zurFabrikinspektion zerstört worden. Ich glaube nicht,daß durch die Auslieferung der Akten auf Ersuchen derrichterlichen Behörde das Vertrauen zerstört worden ist,umsoweniger, als eine Mittheilung der Namen der Be¬schwerdeführer an die Oeffentlichkeit in dem Strafver¬fahren durch die Gerichte oder Staatsanwaltschaft garnicht stattfand. Wenn eine Beeinträchtigung des Ver¬trauens bei diesem Anlaß eingetreten ist, so geschah esnur dadurch , daß in Ihren Blättern eine Anzahl vonübertreibenden und inhaltlich unrichtigen Artikeln gegendie Fabrikinspektion und das Ministerium erschienen , in

denen gesagt war, diese Behörden gehen darauf aus,diese geheim zu haltenden Beschwerden der Arbeiter indie Oeffentlichkeit hinaus zu bringen . Wenn Herr Abg.Geiß dafür sorgen wird, daß andere Artikel in jenenZeitungen erscheinen, wenn Aufklärung darüber gegebenwird, daß das früher Gesagte unrichtig sei, dann wirddas Vertrauen wieder hergestellt sein. Im übrigenkann ich nur wiederholen, Beschwerden , welche die Ar¬beiter an diel Fabrikinspektion über ihre Arbeitgeberrichten , sollen ohne Zustimmung der Betheiligten mitAngabe ihrer Namen niemals nach Außen mitgetheiltwerden . Dies ist durch die ganze Stellung und das Amtder Fabrikinspektion bedingt. Aber wenn einmaleine Untersuchung durch die richterliche Behörde einge¬leitet ist, wenn es hier darauf ankommt, ob eine be¬stimmte Thatsache entscheidend für die Schuld oder Un¬schuld eines wegen schweren Vergehens Angeklagten ist,dann müssen wir auf Ansuchen des Richters die Aktenherausgeben. Dann ist es aber Pflicht des Richters,nur das Allernöthigste bekannt zu geben. Ich möchtealso den Herrn Abgeordneten ersuchen , dafür zu sorgen,daß es in den betheiligten Schichten allgemein bekanntwird, es hätten Arbeiter keine Veranlassung , geringeresVertrauen zu der Fabrikinspektion zu haben.Ich wende mich nun zu den Wünschen mehrerer Be¬amtenkategorien , die heute vertreten worden sind, zunächstder Bezirksgeomter . Auch ich hätte sehr gewünscht,daß entsprechend dem vom Hause vor 2 Jahren gefaßtenBeschlüsse eine Abänderung der Gehaltsordnung zu Gunstender Bezirksgeometer hätte zu Stande kommen können . Ichhabe bereits gesagt , warum dies nicht geschehen ist . DieHerren Bezirksgeometer gehen doch zu weit, wenn sieihre Unzufriedenheit so , wie es einer der Herrn Vor¬redner zum Ausdruck gebracht hat, kund geben sollten.Man hat, soweit es ohne Aenderung der Gehaltsordnungthunlich war , im Budgetentwurf versucht , in anderer Weise(durch Erhöhung der Bezüge für Bureauräumlichkeiten .Dienstwohnungen, Dienstzulagen von 300, 250, 200 M .)die Bezirksgeometer materiell fast bis zu dem Gradeaufzubessern , der durch eine Aenderung der Gehaltsord¬nung erreicht werden würde. Ich wäre Ihnen sehrdankbar, wenn Sie mir die abgelehnte Besserstellung derder fünf Amtsvorstände in gleicher Weise durch Dienst¬zulagen ermöglichen würden. — Ich kann es nur sehrbedauern , wenn , wie ich aus der Aeußerung eines Vor¬redners glaube entnehmen zu sollen , ein Bezirksgeometersogardamit gedroht haben würde, ins Ausland zu gehen.Das muß ein Bezirksgeometer von geringem Heimath-gefühl sein, der nicht noch einige Jahre im Vaterlandeaus die Besserstellung warten kann.Was endlich die heute wieder berührten Verhältnisseder Schutzleute angeht , so sind die nach dem Budgetin Aussicht genommenen Dienstwohnungen fürdie Schutzleute keine großen Miethskasernen . eswohnen immer nur 3 in einem abgesonderten Haustheilzusammen , jeder in einem besonderen Stockwerk , also ineiner isolirten Familienwohnung. — Ich habe mich ge¬wundert, daß Herr Abg. Geiß im Auftrag sämmtlicherSchutzleute des Landes zu sprechen behauptete. Auf Be¬fragen würden mir wohl sämmtliche Schutzleute sagen,wir halten dem Herrn Geiß keinen Auftrag gegeben .Wenn die Schutzleute um eine Aufbesserung nachsuchenwollen , so bin ich der Ansicht , daß jedenfalls der HerrAbg. Geiß , bei aller sonstigen Hochachtung für ihn, nichtdie geeignete Instanz ist , an die sie sich zu wenden haben.Was die Bemängelungen hinsichtlich der Dienstein-theilung der Schutzleute u. s. f . angeht , so besteht der24 - Stundendienst nur in Mannheim , nicht auch inandern Städten; man ist bestrebt unter Aufsicht des
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Ministeriums die Diensteintheilung für jede Stadt
besonders nach den individuellen Verhältnissen und
Bedürfnissen zu regeln. Der in einigen Beziehungenvom Abg . Geiß bemängelte Mannheimer Polizeiamt¬mann ist etwas streng — was der moderne Mensch
schneidig nennt —

, er verbindet aber auch mit der
Strenge das nöthige Wohlwollen und hat ein Herz fürdie ihm untergebenen Leute . Er hat nun einmal mit
einem neuen Patrouillendienst einen Versuch gemacht

— Versuche müssen gemacht werden — , so wird das ja
auch wieder geändert werden können , sofern sich dabei,was ich jetzt nicht beurtheilen kann , wirklich etwa ein
Mechanismus des Dienstes , wie es der Abg. Geißmeint, ergeben sollte . Den übrigen Wünschen des HerrnGeiß (die weißen Handschuhe , den Helm u. s. w .
betreffend ) werden wir unsere Aufmerksamkeit widmen.Wenn Mißstände vorhanden sind , werden sie sicher
beseitigt werden .

!

*

Verantwortlich für die LandtagS-8etla >r : E . Umhauer — Druck und Beklagter B . Braun 'schen Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .
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